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Artikel 1

Änderung des Hessischen 
Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnis-
se der Abgeordneten des Hessischen
Landtags vom 18. Oktober 1989 (GVBl. I
S. 261), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 29. Juni 2016 (GVBl. S. 107), wird
wie folgt geändert:

1. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Grundentschädigung

(1) Ein Mitglied des Landtags erhält
eine Grundentschädigung. Diese be-
trägt ab 1. Juli 2017 monatlich 7 750
Euro. Davon wird 12-mal im Jahr der
steuerpflichtige Auszahlungsbetrag
nach Abs. 2 gezahlt, soweit nicht An-
rechnungen oder andere einschrän-
kende Maßnahmen entgegenstehen.

(2) Der Auszahlungsbetrag der
Grundentschädigung nach Abs. 1 ver-
mindert sich in Ansehung der zu den
Kosten in Pflegefällen nach § 16 ge-
währten Zuschüsse vom 1. Januar
1995 an um ein Dreihundertfünfund-
sechzigstel. Er beträgt ab 1. Juli 2017
monatlich 7 729 Euro. Der Präsident
des Landtags und die Fraktionsvorsit-
zenden erhalten zudem eine ebenfalls
steuerpflichtige, nicht versorgungsfä-
hige Amtszulage in Höhe eines steuer-
pflichtigen Auszahlungsbetrages von 
3 865 Euro, die Vizepräsidenten in Hö-
he eines steuerpflichtigen Auszah-
lungsbetrages von 1 932 Euro. Auch
diese Amtszulagen werden 12-mal im
Jahr gezahlt.

(3) Die Grundentschädigung nach
Abs. 1 und die Auszahlungsbeträge
nach Abs. 2 werden zum 1. Juli 2017
und zum 1. Juli 2018 an die Verdiens-
tentwicklung angepasst. Maßstab für
die Anpassung ist die Entwicklung des
vom Hessischen Statistischen Landes-
amt ermittelten Nominallohnindex.

Den Nominallohnindex teilt das Hessi-
sche Statistische Landesamt bis 1. Mai
eines Jahres der Präsidentin oder dem
Präsidenten des Hessischen Landtags
mit. Diese oder dieser veröffentlicht
die neuen Beträge der Grundentschä-
digung und die Höhe der Auszah-
lungsbeträge sowie der Amtszulagen
im Gesetz- und Verordnungsblatt.

(4) Der Landtag beschließt inner-
halb des ersten Halbjahres nach der
konstituierenden Sitzung über die An-
passung der Grundentschädigung
nach Abs. 1 und der Amtszulagen
nach Abs. 2 mit Wirkung für die ge-
samte Wahlperiode. Die Präsidentin
oder der Präsident leitet den Fraktio-
nen einen entsprechenden Gesetzes-
vorschlag zu.“

2. § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 erhält folgende
Fassung:

„5. Eine Kostenpauschale. Die Aufwen-
dungen für Büromaterial, Fachlite-
ratur, Zeitungen, Porto und Telefon
werden durch Zahlung einer mo-
natlichen Kostenpauschale abge-
golten. Diese beträgt ab 1. Juli 2017
monatlich 589 Euro. Die Kostenpau-
schale wird jeweils zum 1. Juli ei-
nes Jahres an die Preisentwicklung
in Hessen angepasst. Zugrunde ge-
legt wird die durchschnittliche Ver-
änderungsrate des Verbraucher-
preisindex des abgelaufenen Jah-
res. Die Veränderungsrate teilt das
Hessische Statistische Landesamt
bis 1. Mai eines Jahres der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des
Landtags mit. Diese oder dieser
veröffentlicht den neuen Betrag der
Kostenpauschale im Gesetz- und
Verordnungsblatt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2017 in
Kraft.
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Vom 28. Juni 2017

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 28. Juni 2017

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
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